Deutscher Bundestag Drucksache 13/10881 

13. Wahlperiode 

28 . 05 . 98 


Antrag 

der Abgeordneten Uwe Hiksch, Barbara Imhof, Helga Kühn-Mengel, Ingrid Becker- 
Inglau, Hans-Werner Berti, Lilo Blunck, Anni Brandt-Elsweier, Hans Büttner 
(ingoistadt), Dr. Mariiese Dobberthien, Eike Ferner, Eva Foita, Arne Fuhrmann, 
Monika Ganseforth, Günter Gioser, Günter Graf (Friesoythe), Angelika Graf 
(Rosenheim), Kiaus Hagemann, Christei Hanewinckei, Dr. Liesei Hartenstein, Rolf 
Hempelmann, Monika Heubaum, Stephan Hiisberg, Gerd Höfer, ingrid Holzhüter, 
Gabriele Iwersen, Jann-Peter Janssen, Siegrun Klemmer, Volker Kröning, Christine 
Kurzhais, Detiev von Larcher, Christa Lörcher, Winfried Mante, Dorie Marx, Markus 
Meckei, Dr. Jürgen Meyer (Ulm), Ursula Mogg, Dr. Edith Niehuis, Leyia Onur, Adolf 
Ostertag, Karin Rehbock-Zureich, Margot von Renesse, Otto Reschke, Bernd 
Reuter, Mariene Rupprecht, Dr. Hansjörg Schäfer, Gudrun Schaich-Waich, Dieter 
Schioten, Dietmar Schütz (Oidenburg), Wiiheim Schmidt (Saizgitter), Uiia Schmidt 
(Aachen), Reinhard Schuitz (Everswinkel), Bodo Seidenthal, Lisa Seuster, 
Johannes Singer, Dr. Sigrid Skarpeiis-Sperk, Wieiand Sorge, Woifgang Spanier, 
Ludwig Stiegier, Dr. Peter Struck, Dr. Geraid Thaiheim, Woifgang Thierse, Hans 
Georg Wagner, Gert Weisskirchen (Wiesioch), Hiidegard Wester, Inge Wettig- 
Danielmeier, Dr. Norbert Wieczorek, Heidemarie Wieczorek-Zeui, Verena 
Wohlieben, Hanna Wolf (München), Dr. Christoph Zöpel, Rudolf Scharping und der 
Fraktion der SPD 


Freie Wohlfahrtsverbände in Europa erhalten 


Der Bundestag wolle beschließen; 


Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1 . Das System der Freien Wohlfahrtspflege hat für die Bundesre- 
publik Deutschland grundlegende Bedeutung. Durch das Sub- 
sidiaritätsprinzip wird die Durchführung der vielfältigen Hil- 
fen nicht alleine dem Staat oder den Kommunen überlassen, 
sondern - subsidiär - auch frei-gemeinnützigen Trägern. 

Die Institutionen der Freien Wohlfahrtspflege erbringen ge- 
sellschaftliche Leistungen, die originäre Aufgaben des Sozial- 
staates sind. Daher haben sie im Vergleich zu erwerbswirt- 
schaftlichen Organisationen eine gewisse Sonderstellung; 
Zusammen mit vielfältigen, im § 52 der Abgabenordnung ge- 
nannten gemeinnützigen Zwecken, haben auch die Verbände 
der Freien Wohlfahrtspflege in Deutschland steuerliche Vor- 
teile, da sie dem Gemeinwohl dienen. Damit sind die Verbän- 
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de der Wohlfahrtspflege anderen gemeinwohlorientierten Kör- 
perschaften (wie in Sport, Kultur, Kunst und Forschung) gleich- 
gestellt. Durch den Grundsatz der Gemeinnützigkeit unter- 
scheidet sich die Freie Wohlfahrtspflege grundlegend von 
Unternehmen, die eine soziale Dienstleistung unter dem 
Aspekt des Gewinnstrebens erbringen. Neben den Merkma- 
len der Gemeinnützigkeit und der Weltanschaulichkeit ist die 
Freie Wohlfahrtspflege weiterhin durch Ehrenamtlichkeit cha- 
rakterisiert. Dieses ehrenamtliche Engagement ist ein wichti- 
ges Bindeglied für ein Miteinander unterschiedlicher gesell- 
schaftlicher Gruppen und trägt damit zum Abbau von 
Vorurteilen und zum Erhalt des gesamtgesellschaftlichen Kon- 
sens bei. 

2. Bestärkt durch die Sozialpolitik der Bundesregierung in 
Deutschland, hat die Europäische Kommission in den letzten 
Jahren versucht, eine „Ökonomisierung sozialer Dienstlei- 
stungen" auf europäischer Ebene zu initüeren. Dies hat die 
Kommission deutlich gemacht in ihren Initiativen: 

• Mitteilung an den Rat über die „Unternehmen der Econo- 
mie Sociale und die Schaffung des europäischen Marktes 
ohne Grenzen" [SEK (89) 2187], 

• „Vorschlag für einen Beschluß des Rates über ein mehr- 
jähriges Arbeitsprogramm (1994 bis 1996) der Gemein- 
schaft zugunsten von Genossenschaften, Gegenseitig- 
keitsgesellschaften, Vereinen und Stiftungen in der 
Gemeinschaft" [KOM (95) 253], 

• Vorschlag für eine „Verordnung des Rates über das Statut 
des Europäischen Vereins" [KOM (93) 252 - SYN 386]. 

Wäre die Kommission mit ihren o. g. Vorhaben erfolgreich, be- 
deutete dies eine Gleichsetzung der sozialen Dienstleistungen 
gemeinnütziger Organisationen mit Dienstleistungen privater 
Anbieter. Die Bestrebungen der Kommission richten sich nicht 
direkt gegen die Gemeinnützigkeit, vielmehr ist ein Trend zu 
einer Ökonomisierung der sozialen Dienstleistungen zu ver- 
zeichnen. Die Kommission versucht, Teilbereiche der Sozial- 
politik über den Umweg einer entsprechenden Teilökonomi- 
sierung des Sozialwesens demjenigen primärrechtlichen 
Bereich einzugliedern, der die gemeinschaftspolitische und ge- 
meinschaftsrechtliche Domäne darstellt: dem marktorientier- 
ten wirtschaftspolitischen Bereich. Ist die Kommission hiermit 
erfolgreich, wird dies für die Freie Wohlfahrtspflege in der Bun- 
desrepublik Deutschland von entscheidenden Konsequenzen 
sein: Dann wird für die sozialen Dienstleistungen das primäre 
Gemeinschaftsrecht, insbesondere auch das Beihilfeverbot, 
gelten. Hierbei ist zu beachten, daß dies nicht nur finanzielle 
Auswirkungen haben würde, sondern auch das Leistungs- und 
Kreativitätspotential eines gemeinnützigen Vereins in Frage 
stellt und somit an den Grundfesten der Freien Wohlfahrts- 
pflege in Deutschland rüttelt. Die Ökonomisierung der sozia- 
len Dienstleistungen im Sinne der Kommission ist somit nicht 
gleichzusetzen mit einer Teilnahme am Wettbewerb mit priva- 
ten Anbietern, sie geht weit darüber hinaus. 
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Die Entscheidung des Europäischen Gerichtshofes vom 
17. Juni 1997 (C-79/95 - Sodemare), wonach eine sozialrecht- 
liche Bestimmung in Italien bez. der Privilegierung von Verei- 
nen ohne Erwerbszweck deshalb nicht gegen europäisches 
Recht verstößt, weil das europäische Gemeinschaftsrecht den 
Vorrang der mitgliedstaatlichen Kompetenz im Bereich der so- 
zialen Sicherung respektieren muß, belegt die Verneinung der 
Unternehmereigenschaft und die daraus resultierende Nicht- 
anwendung des markt- und wirtschaftsbezogenen Gemein- 
schaftsrecht für Wohlfahrtsverbände als Träger von Einrich- 
tungen und Diensten, die soziale Dienstleistungen erbringen. 
Der Deutsche Bundestag lehnt sowohl die o.g. als auch alle 
zukünftigen Initiativen der Kommission zur Gleichsetzung von 
sozialen Dienstleistungen und funktionalem Unternehmens- 
begriff ab. 

3. Der Deutsche Bundestag unterstützt hingegen die Mitteilung 
der Kommission von 1996 „Leistungen der Daseinsvorsorge in 
Europa" [KOM (96) 443], da sie klarstellt, daß auch Universal- 
dienstleistungen als nicht rein wirtschaftliche Tätigkeit ange- 
sehen werden und daß „Leistungen der Daseinsvorsorge, die 
im Interesse der Allgemeinheit erbracht werden" einen be- 
sonderen Status erfordern. 

4. Der Deutsche Bundestag nimmt die „Mitteilung der Kommis- 
sion der Europäischen Gemeinschaften über die Förderung der 
Rolle gemeinnütziger Vereine und Stiftungen in Europa" 
[KOM (97) 241] zur Kenntnis. Diese Mitteilung macht deutlich, 
daß das Subsidiaritätsprinzip im Bereich der Wohlfahrtsver- 
bände und gemeinnützigen Vereine und Verbände strikt an- 
gewandt werden muß. Der Deutsche Bundestag schließt sich 
der Aussage der Europäischen Kommission an, daß der „Ein- 
fluß und die Errungenschaften von gemeinnützigen Vereinen 
und deren Schwesterorganisationen, den Stiftungen, gar nicht 
hoch genug eingeschätzt werden kann". Aus diesem Grund 
sind alle Bestrebungen der Europäischen Kommission, eine 
Gleichsetzung des Systems der Freien Wohlfahrtspflege mit er- 
werbswirtschaftlichen Dienstleistungsangeboten zu erzielen, 
strikt abzulehnen. 


Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

• allen Versuchen, eine zunehmende Ökonomisierung der Sozi- 
alpolitik auf nationaler wie europäischer Ebene zu erreichen, 
Einhalt zu gebieten. Die Bundesregierung muß deutlich ma- 
chen, daß durch eine Ökonomisierung der Sozialpolitik das be- 
währte System der Finanzierung sozialer Arbeit über staatli- 
che Zuwendungen ebenso in Frage gestellt würde wie das 
wichtige und unverzichtbare System der Gemeinnützigkeit; 

• unmißverständlich im Ministerrat darauf hinzuweisen, daß 
Wohlfahrtsverbände und gemeinnützige Vereine als Erbringer 
von sozialen Dienstleistungen aufgrund des fehlenden Er- 
werbszwecks unter die Anwendung des Artikels 58 EG-Ver- 
trag fallen; 
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• strikt darauf zu achten, daß die Kommission die Kernaussage 
ihrer „Mitteilung über die Förderung der Rolle gemeinnützi- 
ger Vereine und Stiftungen in Europa" [KOM (97) 241] einhält, 
demzufolge dieser Bereich dem Subsidiaritätsprinzip unter- 
liegt; 

• in der EU eine Grundsatzentscheidung herbeizuführen, daß 
Dienstleistungen der Freien Wohlfahrtspflege ebenso wie Lei- 
stungen der Daseinsvorsorge, die nicht marktbezogene Tätig- 
keiten sind und im Interesse der Allgemeinheit erbracht wer- 
den, einen besonderen Status erhalten müssen. Die Aufgaben 
der EG/EU beschränken sich nicht auf die wirtschaftliche In- 
tegration, sondern zu ihren Aufgaben gehört auch „ein hohes 
Maß an sozialem Schutz, die Hebung der Lebenshaltung und 
der Lebensqualität, den wirtschaftlichen und sozialen Zusam- 
menhalt und die Solidarität zwischen den Mitgliedstaaten zu 
fördern" (Artikel 2 EG- Vertrag); 

• bei den betreffenden Ratssitzungen auf die Erklärung Nr. 23 in 
der Schlußakte des Maastricht-Vertrages hinzuweisen. 


Bonn, den 28. Mai 1998 

Uwe Hiksch 
Barbara Imhof 
Helga Kühn-Mengel 
Ingrid Becker-Inglau 
Hans-Werner Berti 
Lilo Blunck 
Anni Brandt-Elsweier 
Hans Büttner (Ingolstadt) 
Dr. Marliese Dobberthien 
Elke Ferner 
Eva Folta 
Arne Fuhrmann 
Monika Ganseforth 
Günter Gloser 
Günter Graf (Friesoythe) 
Angelika Graf (Rosenheim) 
Klaus Hagemann 
Christel Hanewinckel 
Dr. Liesel Hartenstein 
Rolf Hempelmann 
Monika Heubaum 
Stephan Hilsberg 
Gerd Höfer 
Ingrid Holzhüter 
Gabriele Iwersen 
Jann-Peter Janssen 
Siegrun Klemmer 
Volker Kröning 
Christine Kurzhals 
Detlev von Larcher 
Christa Lörcher 


Winfried Mante 
Dorle Marx 
Markus Meckel 
Dr. Jürgen Meyer (Ulm) 

Ursula Mogg 

Dr. Edith Niehuis 

Leyla Onur 

Adolf Ostertag 

Karin Rehbock-Zureich 

Margot von Renesse 

Otto Reschke 

Bernd Reuter 

Marlene Rupprecht 

Dr. Hansjörg Schäfer 

Gudrun Schaich-Walch 

Dieter Schloten 

Ulla Schmidt (Aachen) 

Wilhelm Schmidt (Salzgitter) 

Dietmar Schütz (Oldenburg) 

Reinhard Schultz (Everswinkel) 

Bodo Seidenthal 

Lisa Seuster 

Johannes Singer 

Dr. Sigrid Skarpelis-Sperk 

Wieland Sorge 

Wolfgang Spanier 

Ludwig Stiegler 

Dr. Peter Struck 

Dr. Gerald Thalheim 

Wolfgang Thierse 

Hans Georg Wagner 
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Gert Weisskirchen (Wiesloch) 
Hildegard Wester 
Inge Wettig-Danielmeier 
Dr. Norbert Wieczorek 
Heidemarie Wieczorek-Zeul 
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Verena Wohlleben 
Hanna Wolf (München) 

Dr. Christoph Zöpel 

Rudolf Scharping und Fraktion 
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